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Gesetz erlassen vom GR am 24.06.2022 - Bereinigung

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Sonderpädagogik

vom ...

Betroffene Erlasse (SGF Nummern):

Neu: –
Geändert: 411.5.1
Aufgehoben: –

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg

nach  Einsicht  in  die  Botschaft  2021-DICS-38  des  Staatsrats  vom 3.  Mai 
2022;

auf Antrag dieser Behörde,

beschliesst:

I.

Der  Erlass  SGF  411.5.1 (Gesetz  über  die  Sonderpädagogik  (SPG),  vom 
11.10.2017) wird wie folgt geändert:

Art.  3 Abs. 1
1 Dieses Gesetz beruht auf folgenden Grundsätzen:
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a) (geändert) Die  Sonderpädagogik  ist  Bestandteil  des  öffentlichen  Bil-
dungsauftrags im Sinne der Interkantonalen Vereinbarung über die Zu-
sammenarbeit im Bereich der Sonderpädagogik (das Sonderpädagogik-
Konkordat), der Gesetzgebung über die obligatorische Schule und der 
Mittelschulgesetzgebung. Die öffentliche Regelschule und die sonder-
pädagogischen Einrichtungen erfüllen diesen Auftrag gemeinsam.

Art.  6 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert)

1 Schülerinnen und Schüler mit besonderem Bildungsbedarf besuchen grund-
sätzlich die öffentliche Regelschule. Ausnahmsweise werden sie in einer bes-
ser an ihre Bedürfnisse angepassten sonderpädagogischen Einrichtung unter-
richtet, wenn in der Regelschule die Entwicklungsmöglichkeiten der betref-
fenden  Schülerin  oder  des  betreffenden  Schülers  gefährdet  sind  oder  das 
schulische Umfeld und die Schulorganisation nur mit unverhältnismässigem 
Aufwand an deren oder dessen Bedürfnisse angepasst werden können.
2 Im  Rahmen  der  öffentlichen  Regelschule  werden  folgende  Massnahmen 
angeboten:

... (Aufzählung unverändert)

3 In den sonderpädagogischen Einrichtungen werden folgende Massnahmen 
angeboten:

c) (geändert) Betreuung in einer Tagesstruktur oder interne Unterbringung 
(VM).

Art.  11 Abs. 2 (geändert)

2 Die Sonderschulinspektorin oder der Sonderschulinspektor ist in ihrem oder 
seinem Kreis und im Rahmen der von den kantonalen Behörden beschlosse-
nen Vorgaben verantwortlich für die Qualität des Betriebs der sonderpädago-
gischen Einrichtungen und des dort erteilten Unterrichts sowie für die Bera-
tung der öffentlichen Regelschule in pädagogischen, didaktischen und erzie-
herischen Belangen.

Art.  14 Abs. 1 (geändert)

1 Das heil- und sonderpädagogische Fachpersonal, die sonderpädagogischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die an der öffentlichen Regelschule 
tätigen Assistenzpersonen unterstehen der Gesetzgebung über das Staatsper-
sonal, soweit in diesem Gesetz oder in den Ausführungsbestimmungen keine 
besonderen oder ergänzenden Vorschriften festgelegt werden.
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Art.  23 Abs. 2 (geändert)

2 Nur  im  Vorschul-  und  Nachschulbereich  werden  die  logopädischen  und 
psychomotorischen Massnahmen von freischaffenden Leistungsanbietern, die 
von der Direktion anerkannt sind, erbracht. Die Sonderschulinspektorin oder 
der  Sonderschulinspektor  kann  hiervon  eine  Ausnahme  gemäss  Artikel  5 
Abs. 5 genehmigen.

Art.  23a (neu)

Anerkennung eines freischaffenden Leistungsanbieters
1 Auf Grundlage der Stellungnahme des für die Sonderpädagogik zuständigen 
Amtes entscheidet die Direktion über die Anerkennung von freischaffenden 
Leistungsanbietern.
2 Bei diesem Entscheid werden der Bedarf und die Verteilung von Logopä-
dinnen bzw. Logopäden und Psychomotoriktherapeutinnen bzw. Psychomo-
toriktherapeuten in der jeweiligen Region und die Budgetmittel des Staates 
berücksichtigt.
3 Die Anerkennung ist nicht übertragbar und gibt in der Regel die Anzahl der 
garantierten Jahreseinheiten an. Diese Anzahl kann, jeweils bis zum 31. Ok-
tober, für das folgende Kalenderjahr geändert werden. Wenn es aufgrund der 
Situation nötig ist, kann die Anzahl der Einheiten im Verlauf des Jahres ge-
ändert werden.
4 Bei Nichteinhaltung der Vorgaben des für die Sonderpädagogik zuständigen 
Amtes kann die Anerkennung, in der Regel nach einer Verwarnung, entzogen 
werden.
5 Die Direktion erlässt Richtlinien für die Gewährung der Anerkennung von 
freischaffenden Leistungsanbietern.

Art.  24 Abs. 1
1 Die Direktion anerkennt im Rahmen des kantonalen Konzepts sonderpäda-
gogische Einrichtungen, die namentlich folgende Voraussetzungen erfüllen:

b) (geändert) Sie sind im Besitz einer Betriebsbewilligung der Direktion.

Art.  27 Abs. 1 (geändert), Abs. 3 (geändert)

1 Niederschwellige  sonderpädagogische  Massnahmen  (NM)  in  der 
Heilpädagogischen Früherziehung werden von den Eltern bei der Direktion 
des betreffenden Leistungsanbieters beantragt, die darüber entscheidet.
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3 Logopädische und psychomotorische Massnahmen werden von den Eltern 
und dem von ihnen beigezogenen Leistungsanbieter im Sinne von Artikel 23 
Abs. 2 bei der zuständigen Fachperson des für die Sonderpädagogik verant-
wortlichen Amtes 1) gemeinsam beantragt. Gestützt auf die Beurteilung der 
Fachperson entscheidet die Sonderschulinspektorin oder der Sonderschulin-
spektor über die Gewährung einer Massnahme.

Art.  28 Abs. 1 (geändert)

1 Schülerinnen und Schüler, die niederschwellige sonderpädagogische Mass-
nahmen (NM) erhalten, werden in einer öffentlichen Regelschule unterrich-
tet.

Art.  29 Abs. 1 (geändert)

1 Schülerinnen und Schüler, die verstärkte sonderpädagogische Massnahmen 
(VM) erhalten, werden entweder in einer öffentlichen Regelschule oder in ei-
ner sonderpädagogischen Einrichtung unterrichtet.

Art.  43 Abs. 1 (geändert)

1 Jeder  Entscheid einer  Lehrperson  einer  sonderpädagogischen  Einrichtung 
oder ihres leitenden Organs, der die Stellung eines Kindes, einer Schülerin 
oder eines Schülers beeinträchtigt oder zu beeinträchtigen vermag, kann von 
den Eltern innert zehn Tagen nach der Mitteilung mit Einsprache schriftlich 
angefochten werden.

Art.  44 Abs. 1 (geändert)

1 Jeder  Entscheid  einer  Sonderschulinspektorin  oder  eines  Sonderschulin-
spektors, der die Stellung eines Kindes, einer Schülerin oder eines Schülers 
beeinträchtigt  oder zu beeinträchtigen vermag,  kann von den Eltern innert 
zehn Tagen nach der Mitteilung mit Beschwerde an die Direktion angefoch-
ten werden.

Art.  47 Abs. 1 (geändert)

1 Sind die Rechtsmittel der Einsprache oder der Beschwerde nicht gegeben, 
so können die Eltern Aufsichtsbeschwerde gegen Handlungen oder Unterlas-
sungen einer schulischen Heilpädagogin oder eines schulischen Heilpädago-
gen oder des leitenden Organs einer sonderpädagogischen Einrichtung, der 
Sonderschulinspektorin oder des Sonderschulinspektors oder eines anerkann-
ten freischaffenden Leistungsanbieters,  die sie oder ihre Kinder persönlich 
und schwerwiegend treffen  und die  gegen Bestimmungen dieses  Gesetzes 
und der Reglemente verstossen, einreichen.

1) Heute: Amt für Sonderpädagogik.
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II.

Keine Änderung von Erlassen in diesem Abschnitt.

III.

Keine Aufhebung von Erlassen in diesem Abschnitt.

IV.

Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht nicht dem 
Finanzreferendum. 

Der Staatsrat legt das Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes fest.

Der Präsident: J.-P. DOUTAZ
Die Generalsekretärin: M. HAYOZ
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